Der Betrieb (Wiederholung) 2002-01-10


Das Tarifvertrags-Gesetz (TVG)

	
	Standardregelung
	Beispiele

	Fundament des TVG
	Grundgesetz (die Koalitionsfreiheit, 

negative Koalitionsfreiheit)

=> Tarifautonomie
	Daraus ergeben sich die Tarifparteien

	Tarifvertragsparten
	AN => Gewerkschaften

AG => Arbeitgeberverbände
	z.B.: IG - Metall, VerDi (Verein der Dienstleitung Gewerkschaft)

z.B.: Arbeitgeberverband der Metallindustrie

	Bezeichnung von Tarifverträgen
	· nach räumliche Geltungsbereich

· nach dem Abschlusspartner auf der Arbeitgeberseite

· nach dem Inhalt
	· Bundestarifvertrag / Landes- TV

· Verbandstarifvertrag / Firmenbezogener Verbandsvertrag

· Manteltarifvertrag / Rahmentarifvertrag

	Geltungsbereiche von Tarifverträgen
	· räumliche Geltung

· fachliche Geltung

· persönliche Geltung

· zeitliche Geltung
	· Bundes TV / Landes-TV

· Branche 

· Bestimmte Arbeitnehmergruppe

· Laufzeit

	Inhalte des TV
	· normativer Teil

· schuldrechtlicher Teil
	Normativer Teil:

· Inhaltsnormen z.B.: Arbeitszeit

· Abschlussnomen z.B.: Pflicht bestimmte Personen einzustellen

· Betriebsnormen: z.B.: bauliche Bestimmungen

· Normen über gemeinsame Einrichtungen der Tarifparteien z.B.: Kindergarten, Bücherei

Schuldrechtlicher Teil:

· Selbstpflichten z.B.: Friedenspflicht / Realisierungspflicht

· Einwirkungspflicht z.B.: Einwirkung der Arbeitgeberseite auf die Mitglieder, die Selbstpflichten einzuhalten

	Allgemeinverbindlichkeitsklausel
	Durch den Arbeitsminister zu ernennen; ein bestehender Tarifvertrag wird auch für andere AN zutreffend
	Voraussetzungen:

1. Einvernehmen mit dem Tarifausschuss

2. ein gültiger Tarifvertrag muss abgeschlossen sein

3. eine Tarifpartei muss einen Antrag stellen 

4. mindestens 50 % der AN müssen den bestehenden Tarifvertrag betroffen sein.

5. allgemeines Interesse: aus wirtschaftlichen / politischen Gründen.

6 zur Beseitigung eines Notstandes (Ausnahmeregelung)

	Tarifbindung
	Beiderseitige => AG im Verband, AN in der Gewerkschaft
Einseitige => Nur AG ist im AG-Verband, aber trotzdem gilt der Tarifvertrag.
Allgemeinverbindlichkeitserklärung => ein Tarifvertrag wird auf ein andere Branche ausgedehnt, weil der Tarifvertrag durch den Arbeitsminister für allgemeinverbindlich erklärt wird.

	Vorteile AG
	1. Kalkulationsgrundlage

2. Grundlage für branchenübliche Vergütung. 

3. Bei Friedenspflicht keine Produktionsausfälle (Streik)

	Vorteile AN
	1. Kalkulationsgrundlage

2. Grundlage für branchenübliche Vergütung

3. Keine Tarifauseinandersetzung


Der Arbeitskampf

	
	Standardregelung
	Beispiele

	Vorraussetzungen
	1. Tarifverhandlungen sind gescheitert: der Arbeitskampf ist das letzte Mittel

2. Das Ziel ist eine kollektive Vereinbarung

3. Friedenspflicht muss beachtet werden (Friedenspflicht = so lange der Tarifvertrag läuft und während dieser Zeit, kann kein neuer Tarifvertrag verhandelt werden)

4. Kampfparteien müssen tariffähig sein

5. die Verhältnismäßigkeit der Mittel

	Mittel des AK
	1. Streik (Mittel der AN)
=> eine gemeinsame, planmäßige Arbeitseinstellung um Ziele der AN zu erreichen. 

2. Aussperrung (Mittel der AG) 
=> Ausschluss der AN von der Arbeit.

Boykott (Beide)
=> Weigerung der AG bestimmte AN einzustellen / Weigerung der AN bei bestimmten AG zu arbeiten.

	Streik
	das wichtigste Kampfmittel der Arbeitnehmer

Das Ziel ist eine kollektive Vereinbarung

Die Lohnzahlungspflicht der Arbeitgeber ruht während des Streikes

Streik nur nach Urabstimmung der Gewerkschaft 

	Aufforderung zum Streik
	1. Nur die Gewerkschaft kann zum Streik aufrufen 

2. Nur wenn Tarifverhandlungen gescheitert sind

3. Nach Vorschlägen einer Schlichtungskommission

4. Urabstimmung (mindestens 75% aller Gewerkschaftsangehörigen)
	Weil: Streikmonopol

	Streikarten
	1. Warnstreik = zeitlich begrenzt

2. Sitzstreik = niederliegen der Arbeit am Arbeitsplatz

3. Teilstreik = Unternehmensteile werden bestreikt

4. Schwerpunktstreik = einzelne Betriebsteile werden bestreikt

5. Proteststreik = rechtlich umstritten (Grund: bei Beginn der Verhandlung)

6. Punktstreik = Bestreikung von Lieferunternehmen 

7. Allgemeiner Streik = alle Unternehmensarbeiter legen Arbeit nieder (Branchenweit)

8. (Generalstreik)

	Ablauf des Streiks
	1. Tarifverhandlungen

2. Tarifverhandlungen sind gescheitert

3. Schlichtungsvorschlag

4. Erklärung des Scheiterns 

5. Urabstimmung (75% aller Gewerkschaftsmitglieder)

6. Streik 

7. Aussperrung: Gegenmaßnahme der Arbeitgebers

8. Neue Verhandlungen

9. Urabstimmung über Ergebnis: Streik-Ende 
(bei mindestens 25% Zustimmung mit dem neuen Vertrag)

	Aussperrung
	1. Abwehraussperrung 
=> Reaktion auf einen drohenden oder bereits aufgerufenen Streik

2. Angriffaussperrung
=> Eröffnung des Arbeitskampfes durch den Arbeitgeber
	z.B.: Reaktion auf einen Schwerpunktstreik

z.B.: um niedrigere Tarife durchzusetzen

	Folgen der Aussperrung
	1. Keine Lohnzahlungspflicht der Arbeitgeber
(Während des Streikes wird Sozialversicherung nicht bezahlt)

2. Nach der Aussperrung müssen alle Arbeitnehmer wieder eingestellt werden

3. eine rechtswidrige Aussperrung = Schadenersatz

	Schlichtungswesen
	· Ist ein unabhängige Stelle, die Schlichtungsvorschläge macht

· Aufgabe: gescheiterter Tarifvertrag zum Abschluss zu bringen

· Wer ruft das Schlichtungswesen ins Leben: die oberste Arbeitsbehörde des Landes (Arbeitsministerium)

· Eine staatliche Schlichtung ist nach Kontrollratsgesetz möglich


Betriebliche Mitwirkung und Mitbestimmung

	
	Regelung

	Rechtsgrundlagen
	1. Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG)
=> gilt für alle Betriebe mit mehr als 5 Arbeitnehmern

2. Mitstimmungsgesetz (Mitbest.G)
=> gilt (zusätzlich) für Kapitalgesellschaften mit mehr als 500 Angestellten

	Organe zur Arbeitnehmervertretung
	Nach BetrVG 

1. Betriebsrat
=> die Interessenvertretung der Arbeitnehmer eines Betriebes

2. Betriebsversammlung
=> In der Betriebsversammlung wird Betriebrat gewählt

3. Betriebsausschuss
=> Bei großen Betriebsräten, die Geschäftsführung des Betriebsrat

4. Wirtschaftsausschuss
=> Bei mehr als 100 Angestellten, der Wirtschaftsausschuss dient zur wirtschaftlichen Information des Betriebsrates

5. Einigungsstelle
=> wird aus Arbeitsnehmer- und Arbeitgebervertreten gebildet und hat Schlichtungsfunktion bei Konflikten zwischen AG und AN

6. Jugend- und Auszubildendenvertretung
=> vertritt die besonderen Rechte von Jugend und Auszubildenden

7. Schwerbehinderten Vertretung
=> vertritt die  besonderen Rechte von Schwerbehinderten
Nach MitbestG 

Aufsichtsrat 
=> Beteiligung der AN auch an wirtschaftlichen Entscheidung durch Anteil an der Unternehmensführung

	Betriebsrat
	· Betriebsrat muss gebildet werden bei mindesten 5 Arbeitnehmern, von denen drei 3 wählbar sein

· Amtszeit: 4 Jahre

· Tätigkeit ist ehrenamtlich (kein Entgelt)

· Kündigungsschutz für Betriebsräte: während und 1 Jahr nach der Amtszeit nicht kündbar 

· Aufgaben: Durchsetzung des demokratische Prinzips innerhalb des Betriebs (Gleichbehandlung aller AN.) Durchsetzung des betriebliche Friedens.
	Aktives Wahlrecht:

Das Recht zu wählen

Passives Wahlrecht: 

Das Recht gewählt zu werden



	
	Recht des Betriebrats 

1. Beratungsrecht 

2. Informationsrecht 

3. Mitbestimmungsrecht

4. Anhörungsrecht 

5. Vorschlagsrecht

6. Zustimmungsrecht

7. Vetorecht (Einspruch einlegen)

8. Erzwingbare Maßnahmen

	Betriebsausschuss
	· Wird ab 9 Betriebsräten gebildet (ab 301 AN)

· Mitglied ist immer der Betriebsratvorsitzende und sein Stellvertreter

	Betriebsversammlung
	· Versammlung aller AN eines Betriebes, 4 ~ 6 Male im Jahr

· wählt und entlässt den Betriebsrat

· Information der Belegschaft (die Summe aller AN) durch Betriebsrat und Arbeitgeber

	Wirtschaftsausschuss
	· besteht aus AN, wird von Betriebsrat gebildet

· ab 100 AN eines Betriebes

· Aufgabe: den Betriebsrat über wirtschaftliche Lage des Unternehmens zu informieren

· Nur Information, keine wirtschaftliche Mitbestimmung

	Einigungsstelle
	Betriebliche Stelle zur Schlichtung sozialer Konflikte zwischen AG und AN; Besetzung zur Hälfte AG  und AN => Mehrheitsentscheidung

	Jugend- und Auszubildendenvertretung
	· Wahlberechtigt: alle AN unter 18 und alle Auszubildenden bis 25  

· Amtszeit: 2 Jahre

=> Besitz im Betriebsrat: Stimmrecht ->  nur in Jugendfragen

	Schwerbehinderten Vertretung
	· Wahlberechtigt: alle Schwerbehinderten

· Vertretung und ab 5 schwerbehinderten Arbeitnehmer gewählt

· Schwerbehinderten- Vertreter ist Vollmitglied des Betriebsrats

	Betriebsvereinbarung
	Vereinbarung zwischen AG und Betriebsrat (allen AN) eines Betriebes 

Es gibt: 1. Erzwingbare Betriebsvereinbarung -> alle Regelungen, die existieren, aber noch nicht schriftlich gefasst sind.

             2. freiwillige Betriebsvereinbarung -> freiwillige Schlüsse; Urlaubskasse; Altersversorgung

	Mitbestimmung in Aufsichtsrat laut BetrVG und MitbestG
	Nur in Kapitalgesellschaften: 

1. zwischen 500 und 2 000 AN (BetrVG)  => Verhältnis AN / KG = 1:2

2. über 2 000 AN (MitbestG) => Verhältnis AN / KG = 1:1 (Aufsichtsratsvorsitzender: Primus inter Pares: Aufsichtsratsvorsitzender ist Kapitalseite)
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